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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

 
BMF: Ermittlung des steuerfreien und steuerpflichtigen 
Arbeitslohns nach den Doppelbesteuerungsabkommen sowie 
dem Auslandstätigkeitserlass 

 
Das Bundesfinanzministerium hat sein Schreiben aus 2017 zur 
Ermittlung des steuerfreien und steuerpflichtigen Arbeitslohns nach 
den Doppelbesteuerungsabkommen sowie nach dem 
Auslandstätigkeitserlass im Lohnsteuerabzugsverfahren aktualisiert 
und an bestehende Richtlinienregelungen angepasst. 
 
Das aktuelle Schreiben vom 8. Oktober 2024 ersetzt das BMF-
Schreiben vom 14. März 2017. Die aktualisierten Grundsätze sind im 
Lohnsteuerabzugsverfahren für den laufenden Arbeitslohn 
anzuwenden, der für einen nach dem 31. Dezember 2024 endenden 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und für sonstige Bezüge, die nach 
dem 31. Dezember 2024 zufließen. Bis dahin wird es die Verwaltung 
aus Vereinfachungsgründen auch nicht beanstanden, wenn die 
Regelung in R 39b.5 Absatz 2 Satz 4 LStR nicht berücksichtigt wird. 
Diese besagt, dass „Arbeitstage, an denen der Arbeitnehmer 
Arbeitslohn bezogen hat, der nicht dem inländischen Lohnsteuerabzug 
unterliegt, (bei Ermittlung des Lohnzahlungszeitraums) nicht 
mitzuzählen sind (z. B. Bezug von steuerfreiem Arbeitslohn nach DBA 
oder tageweise Beschäftigung im Inland)“. 
 
Fundstelle 
 
BMF-Schreiben vom 8. Oktober 2024 (IV C 5 - S 2367/23/10001 :001); 
das ausführliche BMF-Schreiben können Sie hier herunterladen. 

 
 
 
 
 
 
 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2024-10-08-ermittlung-arbeitslohn.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 10. Oktober 2024 

 
 
 
Wird ein Erbbaurecht vor Ablauf der Laufzeit gegen Vereinbarung 
eines Erbbauzinses verlängert, ist Bemessungsgrundlage der 
Grunderwerbsteuer der kapitalisierte Erbbauzins für den 
Verlängerungszeitraum. Eine Abzinsung des Kapitalwerts auf den 
Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung über die 
Verlängerung des Erbbaurechts ist nicht vorzunehmen. 

 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wird ein Erbbaurecht vor Ablauf der Laufzeit gegen Vereinbarung 
eines Erbbauzinses verlängert, ist Bemessungsgrundlage der 
Grunderwerbsteuer der kapitalisierte Erbbauzins für den 
Verlängerungszeitraum. Eine Abzinsung des Kapitalwerts auf den 
Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung über die 
Verlängerung des Erbbaurechts ist nicht vorzunehmen. 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Haben Gesellschafter einer GmbH wirksam vereinbart, dass 
Leistungen in die Kapitalrücklage gesellschafterbezogen 
zugeordnet werden, wird jedoch die Kapitalrücklage im 
Zusammenhang mit einer Kapitalerhöhung abweichend hiervon 
allen Gesellschaftern entsprechend ihren Beteiligungsquoten 
zugerechnet, kann der Verzicht auf einen angemessenen 
Wertausgleich durch den Gesellschafter, der die Leistungen 
erbracht hat, eine freigebige Zuwendung zugunsten der 
Mitgesellschafter darstellen. 
 
Zum Urteil 

Urteil II R 3/22: 
Bemessungsgrundlage 
der Grunderwerbsteuer 
bei Verlängerung eines 
Erbbaurechts 
 
 
 
 
 
10. Juli 2024 
 

Urteil II R 36/23: 
Teilweise 
Parallelentscheidung 
zu Urteil II R 3/22 
 
 
 
 
 
 
 
10. Juli 2024 
 

 

 

Urteil II R 40/21: 
Forderungsverzicht 
zwischen 
Gesellschaftern einer 
GmbH als freigebige 
Zuwendung 
 
19. Juni 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410169/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410166/
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Urteil vom 19. Juni 2024, II R 41/21 
Inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 19.06.2024 II R 40/21 - 
Forderungsverzicht zwischen Gesellschaftern einer GmbH als 
freigebige Zuwendung 
 
Zum Urteil 
 
 
 

 
Kinderbetreuungskosten können nur bei demjenigen 
steuermindernd als Sonderausgaben (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes ‑‑EStG‑‑) berücksichtigt werden, der 
sie getragen hat. Die alleinige Zuordnung des Entlastungsbetrags 
für Alleinerziehende zu lediglich einem Elternteil verstößt auch im 
Falle des paritätischen Wechselmodells nicht gegen Art. 3 Abs. 1 
des Grundgesetzes. Bei nicht zusammen zur Einkommensteuer 
veranlagten Eltern wird im Rahmen der nach § 31 Satz 4 EStG 
durchzuführenden Günstigerrechnung bei jedem Elternteil der 
Kindergeldanspruch im Umfang des bei ihm zu berücksichtigenden 
Kinderfreibetrags angesetzt, unabhängig davon, ob der jeweilige 
Elternteil die tatsächliche Verfügungsmacht über das Kindergeld 
erlangt hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Die in § 36 Abs. 3 Satz 1 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 
i.d.F. des Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 
Vorschriften vom 12.12.2019 (WElektroMobFördG) angeordnete 
rückwirkende Geltung des § 7 Satz 3 GewStG i.d.F. des 
WElektroMobFördG ab dem Erhebungszeitraum 2009 verstößt 
nicht gegen das verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot (Art. 
20 Abs. 3 des Grundgesetzes). 
 
 
Zum Urteil 
 
 

  

Urteil III R 1/22: 
Steuerliche Entlastung 
alleinerziehender Eltern 
im paritätischen 
Wechselmodell 
 
 
 
 
 
10. Juli 2024 
 

Urteil IV R 22/23: 
Rückwirkende 
Änderung des § 7 Satz 
3 GewStG ab 
Erhebungszeitraum 
2009 
verfassungsgemäß 
 
 
 
7. August 2024 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410167/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410172/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410172/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410170/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410170/
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Energetische Maßnahme gemäß § 35c EStG und Ratenzahlung 
Der Abschluss einer energetischen Maßnahme im Sinne des § 35c 
des Einkommensteuergesetzes liegt nicht bereits mit deren 
Fertigstellung, sondern erst mit der vollständigen Zahlung des 
Rechnungsbetrags auf das Konto des Erbringers der Leistung vor. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Während des Zeitraums, in dem ein bis zur Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses sowohl im Ansässigkeitsstaat 
Bundesrepublik Deutschland als auch in der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft tätiger Arbeitnehmer unwiderruflich von der 
Pflicht zur Arbeitsleistung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
freigestellt wird, steht das Besteuerungsrecht für die Einkünfte 
aus unselbständiger Arbeit nach Art. 15 Abs. 1 Satz 1 DBA-
Schweiz 1971/2010 ausschließlich dem Ansässigkeitsstaat zu. 

 

 

Zum Urteil 

 
 
Dem Unternehmen dienende Gegenstände im Sinne von § 74 Abs. 
1 Satz 1 der Abgabenordnung sind solche, die für die Führung des 
Betriebs und die Erzielung steuerbarer Umsätze von wesentlicher 
Bedeutung sind. Für das Kriterium der wesentlichen Bedeutung der 
Gegenstände für die Führung des Betriebs und die Erzielung 
steuerbarer Umsätze sind keine weiteren Voraussetzungen ‑‑etwa 
Gewinnerzielung‑‑ oder Anforderungen an die Art der betrieblichen 
Verwendung der Gegenstände zu verlangen. Vielmehr sind die 
Gründe für die wesentliche Bedeutung unerheblich. 
 
 
Zum Urteil 
 
 

  

Urteil IX R 31/23: 
Energetische 
Maßnahme gemäß § 
35c EStG und 
Ratenzahlung 
 
 
 
 
 
13. August 2024 
 

Urteil VI R 23/22: 
Besteuerungsrecht 
nach DBA-Schweiz in 
der Freistellungsphase 
eines 
Arbeitsverhältnisses 
 
 
 
 
1. August 2024 
 

Beschluss VII R 25/21: 
Unternehmen dienende 
Gegenstände als 
Voraussetzung für 
Haftung des 
Eigentümers für 
Steuern des 
Unternehmens 
 
 
6. August 2024 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410174/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410174/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410171/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410176/
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Ein Duldungsbescheid erledigt sich, wenn die dem Bescheid 
zugrunde liegenden Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis 
durch Zahlung eines Dritten erlöschen. Eine gegen den 
Duldungsbescheid gerichtete Anfechtungsklage ist dann mangels 
Rechtsschutzbedürfnisses unzulässig. Nach der Erledigung 
besteht ein berechtigtes Interesse im Sinne des § 100 Abs. 1 Satz 
4 der Finanzgerichtsordnung an der Feststellung der 
Rechtswidrigkeit des angefochtenen Duldungsbescheids, wenn 
eine Rückgewähr der Zahlung des Dritten begehrt wird. Die Pflicht 
zur Duldung der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen nach § 191 Abs. 1 Satz 1 Alternative 2 i.V.m. § 323 der 
Abgabenordnung entfällt nicht dadurch, dass dem Schuldner die 
Restschuldbefreiung nach § 300 Abs. 1 der Insolvenzordnung 
gewährt worden ist. 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Ist Art. 14 Buchst. c der Verordnung (EG) Nr. 88/97 der 
Kommission vom 20.01.1997 betreffend die Genehmigung der 
Befreiung der Einfuhren bestimmter Fahrradteile mit Ursprung in 
der Volksrepublik China von dem mit der Verordnung (EWG) Nr. 
2474/93 eingeführten und mit der Verordnung (EG) Nr. 71/97 des 
Rates ausgeweiteten Antidumpingzoll ‑‑VO 88/97‑‑ (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 1997, Nr. L 17, 17) dahingehend 
auszulegen, dass diese Befreiung vom ausgeweiteten 
Antidumpingzoll in derselben Bewilligung einer Endverwendung im 
Sinne von Art. 254 des Zollkodex der Union mit den anderen 
Befreiungen nach Art. 14 Buchst. a und/oder b VO 88/97 
kombiniert werden darf? 
Kann Art. 14 Buchst. c VO 88/97 dahingehend ausgelegt werden, 
dass in der Bewilligung pro Kunde monatlich weniger als 300 Stück 
eines bestimmten wesentlichen Fahrradteils vom ausgeweiteten 
Antidumpingzoll befreit werden können? 
Handelt es sich bei der in Art. 14 Buchst. c VO 88/97 genannten 
Menge von monatlich weniger als 300 Stück um eine Freigrenze 
mit der Folge, dass die Befreiung vom ausgeweiteten 
Antidumpingzoll insgesamt entfällt, wenn eine Partei mehr als 299 
Stück monatlich anmeldet oder weiterliefert, oder um eine 
Freimenge, bei der unabhängig von deren Überschreitung 
jedenfalls 299 Stück antidumpingzollfrei bleiben? 
 
 
Zur Vorlage 
 

  

Urteil VII R 32/22: 
Erlass eines 
Duldungsbescheids 
nach 
Restschuldbefreiung 
des Steuerschuldners 
 
 
 
 
 
6. August 2024 
 

EuGH-Vorlage VII R 
1/22: Ausnahmen vom 
Antidumpingzoll auf die 
Einfuhr bestimmter 
Fahrradteile mit 
Ursprung in der VR 
China 
 
 
 
14. Mai 2024 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410173/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410173/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410177/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410177/
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Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH: Keine Abzugsfähigkeit fremdüblicher Zinsen an verbundene Partei 
bei künstlicher Vereinbarung 
 
Laut dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) ist Artikel 10a der 
niederländischen Rechtsvorschriften zur Körperschaftssteuer, eine Regelung zur 
Begrenzung des Zinsabzugs, mit dem EU-Recht vereinbar. Obwohl dieser Artikel 
einen Unterschied in der Behandlung zwischen einer inländischen und einer 
grenzüberschreitenden Situation einführt, ist dieser Unterschied durch die 
Notwendigkeit der Bekämpfung von Steuerbetrug und Steuerhinterziehung 
gerechtfertigt. 
 
Hintergrund 
 
Artikel 10a der niederländischen Rechtsvorschrift zur Körperschaftsteuer soll 
verhindern, dass die niederländische Steuerbemessungsgrundlage durch die 
künstliche Schaffung von Zinslasten innerhalb einer Gruppe von Steuerzahlern 
ausgehöhlt wird. Transaktionen, die in den Anwendungsbereich dieses Artikels 
fallen, sind ein interner oder externer Erwerb, eine Dividendenzahlung 
(Gewinnausschüttung), oder eine Kapitaleinlage in ein verbundenes 
Unternehmen (d.h. eine Beteiligung an dem Unternehmen von mindestens 1/3). 
Zinsen, die sich auf die Finanzierung solcher Transaktionen beziehen, sind nur 
abzugsfähig, wenn das Darlehen und die zugrunde liegende Transaktion 
überwiegend auf soliden wirtschaftlichen Erwägungen beruhen oder wenn die 
erhaltenen Zinsen nach niederländischen Maßstäben effektiv und ausreichend 
besteuert werden. 
 
Der Fall betrifft X, eine Gesellschaft niederländischen Rechts, die zu einer 
multinationalen Unternehmensgruppe gehört. Zu dieser Gruppe gehören unter 
anderem die Gesellschaften A und C, die beide in Belgien ansässig sind. A ist der 
einzige Aktionär von X und der Mehrheitsaktionär von C. Im Jahr 2000 erwarb X 
die Mehrheit der Anteile an F, einer Gesellschaft niederländischen Rechts, an der 
A die restlichen Anteile erwarb. X finanzierte diesen Erwerb durch Darlehen, die 
mit C aufgenommen wurden, die zu diesem Zweck Eigenmittel verwendete, die 
sie durch eine Kapitaleinlage von A erhalten hatte. 2007 verweigerten die 
niederländischen Behörden X den Abzug der an C gezahlten Zinsen. X focht dies 
an, und 2020 bestätigte das niederländische Berufungsgericht die 
Zinsabzugsbeschränkung als EU-rechtskonform. X legte Berufung beim Obersten 
Gerichtshof der Niederlande ein, der dem EuGH-Fragen zur Klärung auf der 
Grundlage der Rechtssache Lexel AB vorlegte, in der der EuGH entschied, dass 
Transaktionen zu marktüblichen Bedingungen nicht missbräuchlich/künstlich sind. 
 
Zusammenfassend kam der EUGH zu folgendem Ergebnis: 
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Der EuGH stellt fest, dass die niederländischen Rechtsvorschriften tatsächlich 
eine Ungleichbehandlung beinhalten. Diese verfolgen allerdings das legitime Ziel 
der Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Steuerbetrug. Besagter Artikel 10a 
des niederländischen Körperschaftsteuergesetzes ist dem Ziel der Bekämpfung 
von Steuerbetrug und Steuerhinterziehung angemessen und gilt auch für Fälle, in 
denen, wie im vorliegenden, eine Einheit erst infolge des Erwerbs oder der 
Erhöhung einer Beteiligung zu einer mit dem Steuerpflichtigen verbundenen 
Einheit wird. 
 
Der Gerichtshof weist auch darauf hin, dass die Vermutung rein künstlicher 
Gestaltungen vom Steuerpflichtigen widerlegt werden kann. Die Prüfung, ob die 
Voraussetzung der Marktüblichkeit eingehalten wurde, müsse sich insbesondere 
auf die wirtschaftliche Realität der Transaktionen beziehen. 
 
Wenn der künstliche Charakter einer bestimmten Transaktion aus einem 
außergewöhnlich hohen Zinssatz für ein solches Darlehen resultiert, der die 
wirtschaftliche Realität widerspiegelt, verlangt der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit eine Berichtigung für den Teil der für dieses Darlehen 
gezahlten Zinsen, der den marktüblichen Satz übersteigt. Die Verweigerung des 
Zinsabzugs würde über das hinausgehen, was notwendig ist, um völlig künstliche 
Regelungen zu verhindern. 
 
Ist das Darlehen hingegen an sich wirtschaftlich nicht gerechtfertigt und wäre es 
ohne die Beziehung zwischen den Unternehmen und den angestrebten 
Steuervorteil nie abgeschlossen worden, so steht es im Einklang mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, den Abzug der gesamten Zinsen zu 
verweigern. 
 
Fundstelle 
 
EuGH, Urteil vom 4. Oktober 2024 in der Rechtssache C-585/22 X BV. – Zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses Artikels war das Urteil nur in dänischer, 
französischer, litauischer, niederländischer und finnischer Sprache abrufbar. 
 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
Lesen Sie hierzu auch den PwC EUDTG Newsalert vom 4 October 2024. 

  

https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&td=ALL&num=C-585/22
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/245419/ecj-limitation-on-deduction-of-interest-for-an-intra-group-but-purely-artificial-loan-in-line-with-european-law/
https://www.pwc.com/gx/en/tax/newsletters/eu-direct-tax-newsalerts/eudtg/pwc-eudtg-newsalert-4-october-2024-arms-length-interest.pdf
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

 

Terminplaner 
  
 
Webcast-Reihe – Energy & Climate 
Compass: Novelle AVBFernwärmeV: 
Folgen für energieintensive Unternehmen 
Webinar, 15. Oktober 2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/Neue-Anlage-SPIF
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=ID.740654_R.746201
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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